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Endlich ein ZUHAUSE!
Landesinitiative gegen Wohnungslosigkeit 
in Nordrhein-Westfalen.
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Wir leben in einem Sozialstaat, in dem es extreme Armut 

nur selten gibt. Umso betroff ener macht es mich, wenn 

Menschen in unserem Land unter Obdachlosigkeit leiden. 

In den meisten Fällen sorgen Kommunen und freie Träger 

der Wohlfahrtspfl ege für eine Unterbringung, nicht selten 

nur ein notdürftiges Dach über dem Kopf. Lediglich ein 

kleiner Teil der Menschen lebt tatsächlich „auf der Straße“. 

Doch eine vorübergehende Unterbringung kann die eigene 

Wohnung nicht ersetzen und das Fehlen von Privatheit, Ge-

borgenheit und Sicherheit nicht ausgleichen. Wohnungs-

losigkeit verstärkt materielle Nöte, gesundheitliche Proble-

me, gesellschaftliche Ausgrenzung, Angst und Resignation. 

Viele Städte, zunehmend auch kleinere, stehen vor wachsen-

den Problemen bei der Bekämpfung von Obdachlosigkeit. 

Bei ihren Bemühungen will sie die nordrhein-westfälische 

Landesregierung in jeder Hinsicht unterstützen. Die Besei-

tigung von Obdachlosigkeit ist mir ein besonderes persön-

liches Anliegen. 

Aus diesem Grund habe ich die Landesinitiative „Endlich ein 

ZUHAUSE!“ ins Leben gerufen. Das Ministerium für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales hat bereits eine Reihe von Sofort-

maßnahmen ergriff en und ich bin zuversichtlich, dass diese 

bald greifen. Bis zum Jahresende werden wir weitere Maß-

nahmen gegen Wohnungslosigkeit auf den Weg bringen.

Bei der Bewältigung der vor uns liegenden Aufgaben und 

der Umsetzung unseres Konzepts können wir auf die Unter-

stützung vieler Akteurinnen und Akteure zählen: 

Vielen Dank dafür!

Obdachlosigkeit ist nach 
 Hunger die schlimmste Form 
von Armut.

Karl-Josef Laumann

Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen
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Hintergrund
Zwischen Sommer 2017 und Sommer 2018 standen die 

Kommunen in Nordrhein-Westfalen vor der Herausforde-

rung, für die große Zahl von Menschen, die bei uns Zufl ucht 

suchten, Unterbringungsmöglichkeiten zu schaff en. Für 

diese Zeit weist die Statistik einen deutlichen Anstieg der 

Zahl der Wohnungslosen aus – von rund 32.000 auf mehr 

als 44.000 Menschen. Diese Menschen waren in ihrer 

Mehrzahl in Notunterkünften der Städte und Gemeinden 

untergebracht oder wohnten in Einrichtungen der Wohl-

fahrtspfl ege. Ein kleiner Teil von ihnen lebte gänzlich unver-

sorgt auf der Straße. Wohnungslosigkeit ist heute nicht 

nur ein Problem in Ballungsräumen und Großstädten, 

sondern auch in den ländlichen Kreisen und Gemeinden.

Keine Wohnung zu haben, ist eine der schlimmsten Formen 

von Armut, die ein Mensch erleben kann. Dass so viele 

Menschen in Nordrhein-Westfalen in einer solchen Notlage 

sind, hat Minister Karl-Josef Laumann bewogen, dieser 

Entwicklung schnelle und wirkungsvolle Strategien zur 

Bekämpfung der Wohnungslosigkeit entgegenzusetzen. 

Endlich ein ZUHAUSE!
Landesinitiative  gegen 
 Wohnungslosigkeit in 
 Nordrhein-Westfalen.

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat 

in einem ersten Schritt – unterstützt von Expertinnen und 

Experten – Erfolg versprechende Handlungsansätze identi-

fi ziert und Umsetzungsvorschläge entwickelt. Diese sollen 

nun gemeinsam mit den Kommunen, den Landschaftsver-

bänden, der Wohnungswirtschaft, den freien Trägern der 

Wohlfahrtspfl ege, betroff enen Menschen und anderen 

Akteurinnen und Akteuren der Zivilgesellschaft zeitnah 

umgesetzt werden. Regionen, in denen es sehr viele woh-

nungslose Menschen gibt, sollen bei ihren Bemühungen, 

Wohnungslosigkeit zu bekämpfen, in besonderer Weise 

unterstützt werden. Dazu werden Ressourcen zusammen-

geführt und neu ausgerichtet. Konkret bedeutet dies, dass 

der Landtag in 2019 die Haushaltsmittel für den Wohnungs-

losenbereich um drei Millionen Euro auf 4.850.000 Euro 

aufgestockt hat. Ab 2020 sollen diese Mittel nochmals um 

zwei Millionen Euro auf dann 6.850.000 Euro erhöht werden.

Ziele der Landesinitiative
Mit der Landesinitiative „Endlich ein ZUHAUSE!“ verfolgt 

das Ministerium drei Zielsetzungen, die ineinandergreifen:

1. Wohnungsverluste verhindern

Bei Menschen, die in einer eigenen Wohnung leben, darf 

Wohnungslosigkeit gar nicht erst entstehen. Insbesondere 

in engen Wohnungsmärkten müssen alle Anstrengungen 

darauf ausgerichtet sein, Wohnungsverluste zu vermeiden.

Hilfen für Menschen, die von einem Wohnungsverlust be-

droht sind, sind in Nordrhein-Westfalen bereits heute gut 

ausgebaut. So unterstützen viele Wohnungsunternehmen 

ihre Mieterinnen und Mieter mit Beratungsangeboten. 

Kommunale Fachstellen zur Wohnungssicherung und 

Fachberatungsstellen der Wohnungslosenhilfe sind fast 

fl ächendeckend vorhanden. 
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Aber: In der Praxis gibt es das Problem, dass es trotz aller 

Angebote häufi g viel zu lange dauert, bis ein drohender 

Wohnungsverlust bei den zuständigen Stellen bekannt wird. 

Die betroff enen Haushalte kennen die Hilfeangebote nicht 

oder wollen sie nicht nutzen und versuchen oft bis zum 

letztmöglichen Zeitpunkt vergeblich, selbst eine Lösung 

zu fi nden. Die Bedingungen am Wohnungsmarkt machen 

es zusätzlich schwer, aus einer solchen Notlage heraus 

eine neue Wohnung zu fi nden. 

Ziel der Landesinitiative: Wohnungssicherung soll 

 Vorrang haben. Vorbeugende Angebote müssen bekannt 

sein und so frühzeitig wie möglich genutzt werden. Alle 

gesetzlich gegebenen Möglichkeiten, Wohnungsverluste 

zu verhindern, müssen ausgeschöpft werden. 

2. Wohnraum für Menschen ohne eigene Wohnung 

schaff en

Wohnungslose Menschen brauchen vor allem eins: 

 Wohnungen. Darüber hinaus können weitere Hilfeange-

bote erforderlich sein. Aber ohne Wohnraum lassen sie 

sich nicht umsetzen. 

Wohnungslose Menschen haben besondere Zugangsschwie-

rigkeiten zu Wohnraum. Das kann individuelle Gründe haben 

(zum Beispiel Schulden oder Suchtprobleme), aber auch 

strukturelle: In engen Wohnungsmärkten, in denen aus-

reichender und bezahlbarer Wohnraum sowohl für große 

 Familien wie auch für Singles fehlt, haben Wohnungslose 

meist das Nachsehen, wenn sich besserverdienende 

Haushalte bewerben. 

Ziel der Landesinitiative: Wohnungslose Bürgerinnen und 

Bürger in Nordrhein-Westfalen sollen besseren Zugang zu 

Wohnraum erhalten. Zugangshürden sollen beseitigt wer-

den, damit sie in der Konkurrenz mit anderen wohnungs-

suchenden Haushalten die Chance haben, ihre Lebenslage, 

die von Ausgrenzung und Mangel gekennzeichnet ist, 

grundlegend zu verändern. Deshalb muss Wohnraum spe-

ziell zur Versorgung von wohnungslosen Menschen bereit-

gestellt werden.

3. Lebenslagen obdachloser, wohnungsloser und von 

Wohnungsverlust bedrohter Menschen verbessern

Wohnungslosigkeit ist eine komplexe Problemlage. In akuter 

Wohnungslosigkeit verschärfen sich bereits bestehende 

materielle, soziale oder gesundheitliche Probleme und neue 

kommen hinzu. Kein Problem wird auf der Straße gelöst. 

Wohnungslosigkeit verletzt die Menschenwürde.

Die Versorgung mit Wohnraum und dessen dauerhafte 

 Ab sicherung sind zentrale Bausteine der Landesinitiative. 

Vielen Menschen ist allein damit geholfen.

Aber für diejenigen, bei denen die Wohnungsnotlage mit 

vielen weiteren Schwierigkeiten verbunden ist, müssen 

auch die Angebote komplexer sein. Um Obdachlosigkeit 

und Wohnungslosigkeit zu beseitigen und ihren Eintritt zu 

vermeiden, müssen Wohnungsnotfallhilfen ebenso wie 

gesundheitliche, pfl egerische oder sozialpsychiatrische 

Hilfen schnell und leicht zugänglich sein und auf anderen 

Wegen als bisher – zum Beispiel frühzeitig beratend im 

Quartier oder aufsuchend auf der Straße – erbracht werden.

Ziel der Landesinitiative: Die Landesregierung will die 

Lebenslagen obdachloser, wohnungsloser und von Woh-

nungslosigkeit bedrohter Menschen nachhaltig verbessern. 

Die Verfügbarkeit und Inanspruchnahme medizinischer 

und psycho-sozialer Versorgungsangebote sicherzustellen, 

ist ein zentrales Ziel der Landesinitiative.

Wohnungslosigkeit hat viele Erscheinungsfor-

men. Alle Maßnahmen der Landesinitiative „End-

lich ein ZUHAUSE!“ richten sich an den besonde-

ren Lebensverhältnissen und Bedarfen der 

folgenden drei Zielgruppen aus: 

● Menschen ohne eigene Wohnung, die sich wech-

selnde Schlafplätze suchen oder auf der Straße 

leben.
● Menschen, die ordnungsrechtlich oder bei freien 

Trägern – in Übergangswohnungen oder Über-

gangswohnheimen untergebracht sind, 
● Menschen, die von Wohnungslosigkeit bedroht sind.
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Zielgruppenspezifi sche Lösungsansätze
Strategien zur Bekämpfung von Wohnungs- und Obdach-

losigkeit sind eff ektiver, wenn sie die unterschiedlichen 

Problemlagen und Bedarfe der betroff enen Menschen 

berücksichtigen. Insbesondere für die folgenden Gruppen 

sind zielgruppenspezifi sche Lösungsansätze erforderlich.

Auf der Straße lebende Menschen

Die Zahl der unversorgt auf der Straße lebenden Menschen 

zu verringern und ihre Lebenslagen zu verbessern, hat hohe 

Priorität. Hierzu sind individuelle Hilfsangebote unterschied-

licher Fachrichtungen erforderlich. Menschen, die auf der 

Straße leben, sind häufi g aufgrund von Vorerkrankungen 

oder ihren extremen Lebensbedingungen in besonderer 

Weise gesundheitlich belastet. Zwei von drei Wohnungs-

losen, die Hilfen aufsuchen, sind mehrfach chronisch krank. 

Studienergebnisse zeigen, dass auch psychische Erkran-

kungen und Suchtprobleme bei wohnungslosen Menschen 

häufi ger auftreten als in der Allgemeinbevölkerung. 

Die Zugänge zur gesundheitlichen Versorgung zu verbes-

sern, ist für diese Zielgruppe von ganz besonderer Bedeu-

tung. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen unterstützt bereits jetzt 

die Umsetzung von Housing-First-Ansätzen, also eine 

schnelle Versorgung mit Wohnraum, die als Grundlage 

 dafür dient, auch andere niedrigschwellige Hilfeangebote 

zu unterbreiten. Bezogen auf akut unversorgte Wohnungs-

lose gilt es aber auch, Zugänge zur ordnungsrechtlichen 

Unterbringung zu verbessern. Selbst in der größten Not 

sollte jede und jeder ein Dach über dem Kopf haben.

Wohnungslose Frauen

2018 wurden in Nordrhein-Westfalen circa 14.000 erwach-

sene Frauen und etwa 3.720 minderjährige Mädchen ohne 

Wohnung statistisch erfasst. Aus Studien ist bekannt, dass 

wohnungslose Frauen seltener als Männer auf der Straße 

und in Notunterkünften leben und damit öff entlich auch 

weniger sichtbar sind. Sie leben in verdeckter Wohnungs-

losigkeit und fi nden in unserem Land mit seinen gut aus-

gebauten Wohnungsnotfallhilfen und frauenspezifi schen 

Beratungsangeboten dennoch off enbar nicht überall die 

Unterstützung, die sie brauchen. Stattdessen versorgen 

sie sich häufi g in Mitwohnverhältnissen bei Männern – 

auch um den Preis von Abhängigkeit, Gewaltbetroff en-

heit und Prostitution. 

Von der Wohnungsnotfall-Statistik nicht erfasst – aber sehr 

wohl Zielgruppe der Landesinitiative – sind auch wohnungs-

lose Frauen, die mit ihren Kindern in Frauenhäusern leben 

und aufgrund der Lage am Wohnungsmarkt nicht in eine 

eigene Wohnung ziehen können. Mit der „Zielvereinbarung 

über die Zukunftssicherung der Frauenhäuser in NRW“ 

wurden zwischen dem Ministerium für Heimat, Kommuna-

les, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein- West-

falen, der Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände 

der Freien Wohlfahrtspfl ege des Landes Nordrhein-West-

falen und der Landesarbeitsgemeinschaft Autonomer Frau-

enhäuser NRW erste Maßnahmen verabredet. Das Angebot 

für wohnungslose Frauen weiter zu verbessern, ist ein 

zentrales Ziel der Landesinitiative.

Junge Wohnungslose

Minderjährige und gemeinsam mit ihren Eltern unterge-

brachte wohnungslose Kinder und Jugendliche machen 

rund 19 Prozent aller im Rahmen der NRW-Wohnungs-

notfall-Berichterstattung erfassten Wohnungslosen aus. 

Zur Altersgruppe der Erwachsenen unter 30 Jahren 

 zählen in der Berichterstattung knapp 28 Prozent. 

Auch bei den jungen Wohnungslosen gibt es jedoch eine 

Gruppe, die Angebote der Wohnungsnotfallhilfen nicht 

oder erst viel zu spät in Anspruch nimmt: nämlich die 

außerordentlich problematisch bei wechselnden Freunden 

und Bekannten versorgten „Sofa-Hopper“ und „Couch- 

Surfer“. Zwar haben viele von ihnen sogar Anspruch auf 

Jugendhilfe, doch kommt es nicht selten vor, dass sie die 

aus ihrer Sicht bevormundenden pädagogischen Ange bote 

der Jugendhilfe ablehnen und die damit verbundenen Mit-

wirkungsanforderungen nicht erfüllen. 

Gerade junge Erwachsene in Wohnungsnotlagen laufen 

daher Gefahr, sich von Leistungen, auf die ein Anspruch 

bestünde, selbst auszuschließen. Kritische Lebenslagen 

verfestigen sich, wenn dabei auch Ausbildungs- und Be-

rufswahlentscheidungen negativ beeinfl usst werden. Mit 

der Landesinitiative soll jungen wohnungslosen Erwach-

senen der Zugang zu den für sie vorrangig zuständigen 

Systemen ermöglicht werden.
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Asylberechtigte und anerkannte 
 Gefl üchtete

Die Kommunen haben bei der Unterbringung gefl üchteter 

Menschen Enormes geleistet. Für Asylberechtigte und 

 anerkannte Gefl üchtete gibt es auf dem Wohnungsmarkt 

jedoch nur begrenzt geeigneten Wohnraum. Die Menschen, 

die in Nordrhein-Westfalen bleiben wollen und dürfen, 

müssen daher von den Kommunen vorübergehend in ent-

sprechenden Unterkünften untergebracht werden. Da sie 

nach ihrer Anerkennung statistisch als Wohnungslose er-

fasst werden, hat dies zum Anstieg der Wohnungslosen-

zahlen maßgeblich beigetragen. Die Qualität der Unter-

bringung erfasst die Statistik bisher nicht. So kaufen 

Kommunen mangels geeigneter Mietwohnungen auch 

Die Landesinitiative 
auf einen Blick

Häuser für eine längerfristige Unterbringung an, um 

 besonders Familien mit Kindern ein geeignetes Umfeld zu 

bieten. Auch wenn ein dauerhaftes Mietverhältnis ein 

wichtiges Ziel bleibt, so ist doch für eine gute und sichere 

Unterkunft gesorgt. 

Die höhere Zahl Gefl üchteter stellt besondere Anforderun-

gen an eine dauerhafte Wohnungsversorgung. Wurden über 

Jahre hinweg vor allem Kleinwohnungen für Alleinstehende 

benötigt, so suchen die Kommunen heute auch Wohnungen 

für große Familien. Und dass zu den betroff enen Familien 

viele minderjährige Mädchen und Jungen gehören, stellt 

die Wohnungsnotfallhilfen vor neue Herausforderungen, 

die nur in vernetzten Systemen zu bewältigen sein werden.

Wohnraum 
sichern und Zugang zu 

Wohnraum scha�en

Wirksame Hilfen für wohnungslose Männer und 
Frauen, junge Erwachsene, Familien, Geflüchtete

Kooperation mit 
Vermieterinnen und 

Vermietern

Niedrigschwellige 
Beratung bei Sucht

Pflegebedarf 
decken

Aufsuchende 
medizinische Hilfe

Psychiatrische 
Versorgung verbessern

Existenzsicherung im 
SGB II und SGB XII

Zugang zu Arbeit und 
Beschäftigung

Unterstützung von 
Kommunen und freien 

Trägern
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umgehend Ansprechpartner eingeschaltet werden kön-

nen, die zeitnah und  verlässlich Lösungen herbeiführen.

Dazu fördert das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales mit zusätzlichen drei Millionen Euro jährlich in den 

20 Städten und Kreisen, in denen statistisch besonders 

viele Menschen von Wohnungslosigkeit betroff en sind, Fach-

leute für Wohnungsakquise und Betreuung (Immobilien-

fachkräfte und Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter). Die-

se „Kümmerer“ werden vor Ort im Einvernehmen zwischen 

Kommunen, Kreisen und freien Trägern der Wohlfahrtspfl ege 

eingesetzt und an bestehende Strukturen angebunden.

Die „Kümmerer“ sollen insbesondere
● als Ansprechpartner für die Wohnungswirtschaft zur 

Verfügung stehen, um sich bei Problemen klärend und 

unterstützend einzuschalten,
● geeignete Wohnungslose für eine Vermietung 

 vorschlagen,
● verlässliche und verbindliche Kooperationsstrukturen 

mit der lokalen Wohnungswirtschaft aufbauen,
● die Akquise von Wohnraum bei den vor Ort tätigen 

Wohnungsunternehmen sowie bei Privatvermieterinnen 

und -vermietern betreiben,
● bei der Identifi kation und Beseitigung von Zugangs-

hemmnissen zu Wohnraum (zum Beispiel Altschulden, 

negative Bonitätsauskünfte) helfen und
● bei Bedarf die ergänzende Unterstützung durch die 

anderen Bausteine der Landesinitiative (Jobcenter, 

medizinische Hilfe, Suchtberatung etc.) organisieren.

Dabei wird es darauf ankommen, passgenaue Angebote 

entsprechend der jeweiligen individuellen Situation (z. B. 

wohnungslose Frauen, junge Wohnungslose, Wohnungs-

lose mit Suchtproblemen, wohnungslose Asylberechtigte 

und anerkannte Flüchtlinge) zu entwickeln.

Grundlage für die Arbeit vor Ort werden die Handlungs-

empfehlungen der Praxishilfe „Wohnungsnotfallhilfen vor-

ausschauend planen und präventiv handeln“ sein, die auf 

Seite 15 dieses Konzepts eingehender behandelt wird.

Wohnen
Ziel der Landesinitiative ist es, wohnungslose Menschen 

mit Wohnraum zu versorgen und dafür zu sorgen, dass 

von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen ihren Wohn-

raum behalten können. 

Kooperationsvereinbarung mit der 
 Wohnungswirtschaft

Ohne die Unterstützung der Wohnungswirtschaft und vieler 

privater Vermieterinnen und Vermieter im Land, die die 

Bevölkerung mit Wohnraum versorgen, ist dieses Ziel nicht 

erreichbar. In einer schriftlichen Vereinbarung haben sich 

das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 

Landes Nordrhein-Westfalen, der Verband der Wohnungs- 

und Immobilienwirtschaft Rheinland Westfalen (VdW), die 

LEG IMMOBILIEN AG, die Vivawest Wohnen GmbH und die 

Vonovia SE dazu verpfl ichtet, gemeinsam nach Wegen zu 

suchen, um Wohnungsverluste zu vermeiden und um 

wohnungslose Menschen besser und schneller mit 

 Wohnraum zu versorgen. Hierzu gehört die Bereitschaft 

der beteiligten Unternehmen, zusätzlichen Wohnraum be-

reitzustellen. Hindernisse und Risiken, die der Vermietung 

gegebenenfalls entgegenstehen, sollen gemeinsam besei-

tigt werden. Das Land wird der Wohnungswirtschaft An-

sprechpersonen zur Seite stellen, die bei Problemen im 

Mietverhältnis umgehend eingeschaltet werden können 

und die zeitnah und verlässlich Lösungen herbeiführen.

Weitere Unternehmen und Verbände der Wohnungs-

wirtschaft werden eingeladen, diese Kooperations-

vereinbarung ebenfalls zu unterzeichnen.

Förderprogramm zur Unterstützung 
von Kommunen, freien Trägern und der 
Wohnungswirtschaft

Das Land unterstützt das Angebot der Wohnungswirtschaft, 

indem es vor Ort dafür sorgt, dass bei Problemen im Miet-

verhältnis, die zum Verlust der Wohnung führen könnten, 

oder bei Schwierigkeiten mit ehemals Wohnungslosen 

Bausteine der Landesinitiative.
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Gemeinsame Strategien mit Kommunal-
verbänden und Wohlfahrtspfl ege

Mit den kommunalen Spitzenverbänden, den beiden Land-

schaftsverbänden Rheinland und Westfalen-Lippe sowie 

den Verbänden der Wohlfahrtspfl ege arbeitet das Ministe-

rium zurzeit an der Entwicklung gemeinsamer Strategien 

zur Bekämpfung von Wohnungslosigkeit. Insbesondere 

Förderung durch die Stiftung Wohlfahrtspfl ege 
 Nordrhein-Westfalen

die beiden Landschaftsverbände, aber auch einige Kom-

munen und freie Träger unterstützen bereits jetzt mit eige-

nen Aktivitäten zum Ausbau präventiver Strukturen die 

Ziele der Landesinitiative. Bei der Umsetzung der geplanten 

Maßnahmen und dem Aufbau wirkungsvoller Strukturen 

wird den Diensten und Einrichtungen der freiverbandlichen 

Wohnungslosenhilfe in den kreisfreien Städten und in den 

Landkreisen eine wichtige Rolle zukommen.

Die Stiftung Wohlfahrtspfl ege NRW unterstützt das Ziel 

einer inklusiven Gesellschaft, in der eine Teilhabe aller er-

möglicht wird. Hierzu gehört auch, Ideen für eine wirkungs-

volle Unterstützung von wohnungslosen oder von Woh-

nungslosigkeit bedrohten Menschen zu entwickeln. Die 

Stiftung fördert innovative und zukunftsweisende Projekte 

jenseits der sogenannten Regelförderung bei als gemein-

nützig anerkannten Verbänden der Freien Wohlfahrtspfl ege, 

ihren rechtlich selbstständigen oder unselbstständigen 

Untergliederungen und ihren angeschlossenen Einrich-

tungen. 

Existenzsicherung und Arbeit im SGB II 

Das Förderspektrum reicht von Bauprojekten, zum Beispiel 

zur Schaff ung neuer oder barrierefreier Räumlichkeiten 

oder der Gestaltung vorhandener Gemeinschaftsräume 

und Beratungsstellen, über die Förderung von Erstaus-

stattung und Fahrzeugen sowie der Anschubfi nanzierung 

quartiersbezogener Angebote bis hin zur Entwicklung in-

novativer Konzepte im Rahmen von Modellprojekten. Neben 

den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspfl ege berät 

die Geschäftsstelle der Stiftung im Vorfeld einer Antrag-

stellung.

Ziel der Landesinitiative ist es, Impulse in Bezug auf die be-

sondere Zielgruppe der Wohnungslosen und von Wohnungs-

losigkeit bedrohten Personen bei den Jobcentern zu setzen 

und die Verbreitung guter Praxis im Hinblick auf die Umset-

zung des SGB II und die Leistungsprozesse anzustoßen.

Umsetzung der Aufgaben des SGB II in 
den Jobcentern in Bezug auf von Woh-
nungslosigkeit bedrohte oder betroff ene 
Leistungsberechtigte

Sensible Konzepte und Verfahren wie die nachfolgend 

 dargestellten sollen dazu beitragen, dass für wohnungslose 

und von Wohnungslosigkeit bedrohte Leistungsberechtigte 

Chancen entstehen, ihre Lebenslage zu verbessern: 

● Die mit der Bearbeitung von Wohnungsnotlagen befass-

ten Fachkräfte in den Jobcentern sind über den Ablauf 

von Kündigungs- und Räumungsverfahren informiert 

und kennen die Regelungen zur Mietschulden-

übernahme bei drohender Wohnungslosigkeit. 
● In den Jobcentern wird sichergestellt, dass Leistungs-

berechtigte eingeladen und zeitnah beraten werden, 

wenn die Mitteilung eines Amtsgerichts darüber ein-

geht, dass eine Räumungsklage gegen einen Leistungs-

berechtigten eingereicht wurde. 
● Durch Schnittstellenkonzepte wird sichergestellt, dass 

die Fachkräfte in Vermittlung und Fallmanagement er-

fahren, dass eine Mietschuldenproblematik besteht.
● Die Integrationsfachkräfte sind gehalten, ihr Ermessen 

so auszuüben, dass die Prävention von Wohnungsver-

lusten Priorität erhält. 
● In den Jobcentern ist bekannt, welche sozialen Institu-

tionen Erreichbarkeitsbescheinigungen für Wohnungs-

lose ausstellen, damit diese einen Leistungsanspruch 

realisieren können, und welche sozialen Institutionen 

sogenannte Treuhandkonten für Wohnungslose führen, 

wenn diese kein eigenes Konto erhalten oder Schwierig-

keiten bei der Kontoführung haben.
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● Die Jobcenter kennen Öff nungszeiten und Ansprech-

personen bei der kommunalen Fachstelle, der Bera-

tungsstelle nach § 67 ff . SGB XII, der Mieterberatung 

sowie den Wohnungsunternehmen. 
● Die Jobcenter stellen sicher, dass kommunale Fach- 

und Präventionsstellen informiert werden, wenn SGB-II- 

Leistungen wegen einer kurzfristigen Inhaftierung ein-

gestellt werden und eine Wohnung zu sichern ist. 
● Mit Justizvollzugsanstalten und Einrichtungen der medi-

zinischen Rehabilitation bestehen Verfahrensabsprachen, 

um im Anschluss an eine Inhaftierung bzw. eine Therapie 

die (Wieder-)Aufnahme von Leistungen schnellst möglich 

zu gewährleisten. 
● Durch Vereinbarungen mit den Schuldnerberatungs-

stellen wird akut von Kündigung oder Räumung be-

drohten Haushalten ein umgehender Zugang zur 

 Beratung verschaff t. 

In den Jobcentern werden schon jetzt vielfältige Angebote 

umgesetzt, um von akuter Obdachlosigkeit betroff ene 

Menschen zurück in das Regelsystem zu führen. Diese 

Ansätze werden beispielhaft in der Anlage 1 dargestellt. 

Um das Thema in den Fokus aller Jobcenter zu rücken und 

eine gute, bedarfsgerechte Unterstützung der Zielgruppe 

zu fördern, soll ein Transfer erprobter guter Praxis und 

Erfolg versprechender Ansätze erfolgen und ein breiter 

Austausch zwischen den Jobcentern durch eine entspre-

chende Veranstaltung unter Beteiligung der Regionaldirek-

tion Nordrhein- West falen durchgeführt werden. Darüber 

hinaus ist die Kommunikation der Inhalte der „Handrei-

chung Wohnungs notfallhilfen im SGB II“ (Bestandteil der 

Praxishilfe, s. u.) gegenüber den Jobcentern durch Work-

shops im Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

geplant.

Beratende Aufsicht über die Umsetzung 
der Regelungen zur Übernahme der Kos-
ten für Unterkunft und Heizung

Im Zuge der Aktualisierung der Arbeitshilfe zu den Kosten 

der Unterkunft, die sich an alle 53 kommunalen Grund-

sicherungsträger in Nordrhein-Westfalen richtet und mit 

Expertinnen und Experten aus den Jobcentern erarbeitet 

wurde, wurden die Themen der Übernahme von Mietschul-

den und Mietkautionen, der Überweisung der Mietzahlun-

gen direkt an die Vermieterin bzw. den Vermieter, der 

 Leistung bei unangemessenen Mietbedarfen im Falle tat-

sächlich fehlenden Wohnraums und der erforderlichen 

 Aktivitäten im Falle der Mitteilung des Amtsgerichts über 

Räumungsklagen bereits behandelt.

Um die besonderen Herausforderungen zur Vermeidung 

der Obdachlosigkeit bei von Wohnungslosigkeit bedrohten 

oder betroff enen Leistungsberechtigten in der Tätigkeit 

der Jobcenter zu bündeln, ist darüber hinaus folgendes 

Maßnahmenpaket geplant das Eingang in die Arbeitshilfe 

fi nden wird:

● Identifi kation der von Wohnungslosigkeit bedrohten 

oder betroff enen Leistungsberechtigten (z. B. durch 

eine Auswertung der Statistik über die Bedarfsgemein-

schaften, die keine oder auff ällige Unterkunftskosten 

geltend machen, Auswertung der Beratungsgespräche, 

Informationen der Amtsgerichte),
● Wohnungslosigkeit als Teil der ganzheitlichen Beratung 

und Betreuung der Leistungsberechtigten,
● Schnittstellen zu den o. g. „Kümmerern“ in den kom-

munalen Fachstellen und den Fachberatungsstellen der 

Wohnungslosenhilfe der freien Wohlfahrtspfl ege sowie 

zu anderen Akteurinnen und Akteuren (Wohnungsamt, 

Sozialamt), wie z. B. durch Benennung von Ansprech-

partnern, Netzwerkbildung, Fallkonferenzen.

Existenzsicherung und Hilfen zur Überwindung 
 besonderer sozialer Schwierigkeiten im SGB XII

Ziel der Landesinitiative ist es, dass zustehende Leistun-

gen der Sozialhilfe nach dem SGB XII so gewährt werden, 

dass Wohnungslosigkeit so weit wie möglich vermieden 

bzw. schnellstmöglich überwunden wird. Aufgrund der zu 

beachtenden Unabhängigkeit der kommunalen Selbstver-

waltung kommt dem Land hier überwiegend eine infor-

mierende und beratende Funktion zu, die verstärkt wird.

Vorbeugende Hilfen bei der Hilfe zum 
 Lebensunterhalt und der Grundsicherung 
im Alter sowie bei Erwerbsminderung 
 verstärken

Für den Personenkreis, der Anspruch auf Leistungen auf 

Hilfe zum Lebensunterhalt bzw. Grundsicherung im Alter 
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Ziel der Landesinitiative ist es, aufsuchende medizinische 

Dienste zur Versorgung von wohnungslosen Menschen 

bereitzustellen. Zielgruppe des Angebots sind vorrangig 

Menschen, die auf der Straße leben, aber auch Menschen, 

die in Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe untergebracht 

sind. 

und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII hat, sollen 

die bestehenden Möglichkeiten zur Sicherung und Ver-

sorgung mit Wohnraum z. B. durch Übernahme von Miet-

schulden und Mietkautionen, Direktzahlungen der Miete 

an Vermieter und Aktivitäten im Falle der Mitteilung des 

Amtsgerichts über Räumungsklagen optimiert und unter-

stützt werden.

Hilfe zur Überwindung besonderer 
 sozialer Schwierigkeiten

Neben den existenzsichernden Leistungen sieht das SGB 

XII Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwie-

rigkeiten vor, die überwiegend durch die freien Träger der 

Wohlfahrtspfl ege, z. B. über Beratungsstellen oder betreute 

Wohnformen, erbracht werden.

Ansprüche auf diese persönlichen und materiellen Hilfen 

sind nicht an den laufenden Bezug von Leistungen der So-

zialhilfe nach dem SGB XII gebunden. Personen in beson-

deren sozialen Schwierigkeiten können obdachlos auf der 

Straße lebende Menschen, aber auch Wohnungslose in 

ordnungsrechtlicher Unterbringung sein. Auch drogen-

abhängige Menschen, aus dem Strafvollzug Entlassene, 

Frauenhausbewohnerinnen oder von der Jugendhilfe auf-

grund fehlender Mitwirkung nicht versorgte Jugendliche 

sind überdurchschnittlich häufi g von Wohnungslosigkeit 

betroff en und können Leistungen erhalten.

Bei der Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwie-

rigkeiten handelt es sich um eine gesetzliche Sozialleis-

tung, die sowohl von den Kommunen als auch von den 

Landschaftsverbänden zu erbringen ist und auf die ein 

Rechtsanspruch besteht, wenn die Anspruchsvorausset-

zungen erfüllt sind. Ein konkreter Hilfeanspruch ergibt 

sich, wenn die besonderen Lebensverhältnisse mit sozia-

len Schwierigkeiten verbunden sind und die betroff enen 

Personen sich nicht selbst helfen können.

Gesundheitliche Versorgung
Zu den gesundheitlichen Problemen von Menschen, die 

ohne jedes Obdach sind, zählen unter anderem klimabe-

dingte jahreszeitliche Belastungen, Gewalterfahrungen – 

insbesondere bei Frauen auch sexuelle Übergriff e – und 

unzureichende hygienische Bedingungen. Der Zugang zur 

medizinischen Versorgung ist für diese Zielgruppe einge-

Diese Leistungen umfassen alle Maßnahmen, die notwen-

dig sind, um die Schwierigkeiten abzuwenden, zu beseiti-

gen, zu mildern oder ihre Verschlimmerung zu verhüten, 

darunter insbesondere die Beratung und persönliche Be-

treuung für die Leistungsberechtigten und ihre Angehöri-

gen. Art und Umfang der zu erbringenden Hilfen sind in 

jedem Einzelfall individuell festzustellen und in geeigneten 

Fällen in einem Gesamtplan festzuhalten.

Ziel der Landesinitiative ist es, u. a. durch eine verstärkte 

aufsuchende Betreuung, wie sie z. B. beim Baustein Sucht 

oder gesundheitliche Versorgung angesprochen wird, und 

eine bessere Vernetzung sämtlicher betroff ener Schnittstel-

len die Bedarfsfeststellung für Hilfen zur Überwindung be-

sonderer sozialer Schwierigkeiten zu verbessern, um damit 

eine bedarfsgerechtere Gewährung dieser Leistungen zu 

ermöglichen. Verstärkt sollen insbesondere die Bedarfe von 

Frauen und jungen Erwachsenen berücksichtigt werden.

Reformbedarf auf gesetzlicher Ebene

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

 beteiligt sich intensiv an den Gesprächen der AG der 

 Arbeits- und Sozialministerkonferenz zur Ermittlung der 

existenzsichernden Bedarfe für Unterkunft und Heizung 

(KdU), um die Belange der von Wohnungslosigkeit be-

drohten oder betroff enen Leistungsberechtigten auch auf 

Bundesebene stärker in den Vordergrund zu rücken. 

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur Regel-

bedarfsermittlung für die existenzsichernden Leistungen 

nach dem SGB II und SGB XII (Ermittlung der Regelbe-

darfe) wird das Ministerium darauf hinwirken, durch eine 

weitreichendere Umsetzung der Vorgaben des Bundes-

verfassungsgerichtes sowie Anpassungen bei der Methodik 

der Regelbedarfsermittlung und einzelner Regelbedarfe 

eine deutliche Erhöhung der Regelbedarfe und damit eine 

spürbare Verbesserung der wirtschaftlichen Situation der 

Leistungsberechtigten zu erzielen.
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schränkt, da ihre Lebensverhältnisse und das bestehende 

System der gesundheitlichen Versorgung oft nicht „mit-

einander kompatibel” sind. Insbesondere Ängste vor Aus-

grenzung und Scham erschweren die Inanspruchnahme 

sowohl ehrenamtlicher als auch regulärer Versorgungsan-

gebote. Das macht deutlich, wie notwendig niedrigschwellige 

aufsuchende Angebote sind. 

Vor diesem Hintergrund sind in Nordrhein-Westfalen seit 

2005 Mobile Dienste auf der Grundlage des „Umsetzungs-

konzeptes zur medizinischen Versorgung wohnungsloser 

Menschen in Nordrhein-Westfalen“ tätig. Sie leisten an 

sechs Standorten (Bielefeld, Dortmund, Essen, Hagen, Köln 

und Münster) aufsuchende medizinische Hilfe an gewohn-

ten Treff punkten von wohnungslosen Menschen. Die Versor-

gung fi ndet sowohl im Ambulanzfahrzeug als auch in Ein-

richtungen der Wohnungslosenhilfe und in sogenannten 

Krankenwohnungen statt. Zum Leistungsumfang gehören 

die medizinische Erst- und Akutversorgung beispielsweise 

von Wunden, Verletzungen und Krankheiten, die Klärung 

notwendiger weiterer ärztlicher und pfl egerischer Hilfen 

und langfristig die Vermittlung in die medizinische Regel-

versorgung (Re-Integration).

Die Finanzierung der nicht im Regelsystem abrechenbaren 

zusätzlichen Kosten für die Mobilen Dienste erfolgt durch 

die gesetzliche Krankenversicherung, die Kassenärztlichen 

Vereinigungen und durch die jeweilige Standortkommune. 

Das Land moderiert den Gesamtprozess. Nordrhein-West-

falen war und ist das erste Bundesland, das eine solche 

nachhaltige und über NRW hinaus anerkannte Finanzie-

rungsregelung hat. 

Die Evaluation des Konzeptes im Jahre 2009 hat eindrucks-

voll die Wirksamkeit und Notwendigkeit des Versorgungs-

ansatzes belegt: 90 Prozent der behandelten Patientinnen 

und Patienten verfügten bei Erstkontakt über keine ärztli-

che Versorgung, ein Drittel der Patientinnen und Patienten 

befand sich in einem schlechten bzw. sehr schlechten 

Gesundheitszustand. Wohnungslose Frauen werden durch 

die aufsuchende Hilfe mobiler Teams wesentlich besser 

erreicht als durch andere Einrichtungen der Wohnungs-

losenhilfe. Mit der Dauer des Angebotes wächst auch die 

Patientenbindung. 

In den nächsten Jahren wird ein Ausbau der auf Grundlage 

des Umsetzungskonzepts arbeitenden Mobilen Dienste 

um weitere sechs bis zehn Dienste angestrebt. Das Minis-

terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales wird sich dafür 

mit jährlich 350.000 Euro an der Finanzierung des Umset-

zungskonzeptes beteiligen. Damit einhergehend soll ein 

weiterer Ausbau der Kooperation und Vernetzung mit den 

oben erwähnten „Kümmerern“ in den Beratungsstellen 

der Wohnungslosenhilfe bei Kommunen und Trägern der 

freien Wohlfahrt erfolgen.

Es ist beabsichtigt, in diesem Jahr gemeinsam mit den 

Partnern des Umsetzungskonzeptes konkrete Ansätze für 

eine Weiterentwicklung und den Ausbau der Mobilen 

Dienste zu erarbeiten. 

Verzahnung der Mobilen Dienste mit 
Fachleuten für Pfl egethemen

Die Verzahnung von medizinischer Akutversorgung und 

Langzeitversorgung hat sich gesundheitspolitisch und 

fachlich bewährt. Die Landesinitiative bietet einen guten 

Rahmen, das Umsetzungskonzept weiterzuentwickeln. 

Sinnvoll ist etwa eine engere Verzahnung der mobilen mit 

der pfl egerischen Versorgung. Denn Pfl egebedarf haben 

meist jene Wohnungslose, die aufgrund von Krankheit 

 bereits zuvor Zielgruppe der mobilen Versorgung waren. 

Für diese – nicht selten jungen – Menschen könnte der 

Zugang sowohl zu ambulanten als auch zu stationären 

Angeboten leichter ermöglicht werden, wenn zur bislang 

vorrangig gesundheitlichen Behandlung und Versorgung 

der wohnungslosen Menschen bei Bedarf der Medizinische 

Dienst der Krankenkassen (MDK) als spezialisierter An-

sprechpartner für Pfl egethemen hinzukäme. Sonst mög-

licherweise unerkannte Pfl egebedarfe könnten während 

der aufsuchenden Betreuung festgestellt und weitere 

 notwendige Schritte im Prozess unmittelbar durch den 

MDK veranlasst werden. 

Die Umsetzbarkeit eines solchen Begutachtungskonzeptes 

muss zunächst durch Modellprojekte unter Einbindung 

des MDK, der sozialen Dienste bzw. der aufsuchenden 

 Sozialarbeit der Kreise, der kreisfreien Städte und kreis-

angehörigen Gemeinden geprüft werden.
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Sucht

Psychische Erkrankungen

Ziel der Landesinitiative ist es, die ambulante Suchthilfe 

– insbesondere in Städten mit hoher Wohnungslosigkeit – 

zu stärken, um die niedrigschwellige Suchtberatung für 

Menschen in kritischen Wohnsituationen oder Obdach-

losigkeit zu intensivieren. 

Sucht und Wohnungslosigkeit bedingen sich oft wechsel-

seitig. Suchtmittelmissbrauch und Abhängigkeit stellen 

einen erheblichen Risikofaktor für einen möglichen Verlust 

der Wohnung dar. Zugleich entsteht oder verschlimmert sich 

eine Suchtproblematik oftmals mit wegbrechenden Struktu-

ren und Kontakten und dem Verlust der eigenen Wohnung. 

Ins besondere das Leben auf der Straße ist von erheblichen 

Belastungen geprägt. Mehr als jeder zweite obdachlose 

Mensch weist eine Suchterkrankung auf. Ein besonderer 

 Bedarf für eine zielgruppenspezifi sche Suchtberatung be-

steht insbesondere für wohnungslose junge Erwachsene. 

Förderprogramm zur Stärkung der 
Suchtberatung für wohnungslose 
 Menschen 

Durch eine niedrigschwellige und auf die Bedarfe woh-

nungsloser Menschen zugeschnittene Suchtberatung soll 

eine Stabilisierung der Betroff enen erreicht werden. Es 

sollen eine drohende Wohnungslosigkeit verhindert und 

konkrete Hilfestellungen zur Erreichung eines selbststän-

digen Wohnens geleistet werden.

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales plant 

den Aufbau eines Förderprogramms für den Ausbau einer 

Ziel der Landesinitiative ist auch die Verbesserung 

der psychiatrischen Versorgung wohnungsloser und 

von Wohnungslosigkeit bedrohter Menschen.

Ebenso wie andere gesundheitliche Beeinträchtigungen 

treten psychische Erkrankungen bei wohnungslosen 

Menschen weitaus häufi ger auf als in der Allgemein-

bevölkerung. Epidemiologische Schätzungen gehen von 

einer Erkrankungsrate von bis zu 70 Prozent aus, wobei 

hier Persönlichkeits- und Abhängigkeitsstörungen laut 

Studien am stärksten auftreten. Auch weisen Kinder von 

gezielten und in der Regel aufsuchenden Suchtberatung 

von Menschen, die entweder obdachlos oder vorüberge-

hend in Notunterkünften untergebracht sind. Insbeson-

dere für obdachlose Menschen sind Beratungskonzepte 

weiterzuentwickeln, die der spezifi schen Lebenssituation 

gerecht werden. Zugleich dient das Förderprogramm der 

Intensivierung einer niedrigschwelligen Suchtberatung 

von abhängigen Menschen, die noch in eigenen Wohnun-

gen leben, aber von Wohnungslosigkeit bedroht sind. 

Gestärkt werden soll auch die engere Zusammenarbeit 

der verschiedenen Hilfeträger im bereichsübergreifenden 

Hilfesystem. Es werden verbindliche Kooperationen mit 

der Wohnberatung, Wohnungslosenhilfe, mit mobilen 

 medizinischen Diensten und ggf. auch der Wohnungswirt-

schaft angestrebt. Mithilfe eines Fachgesprächs mit Exper-

tinnen und Experten soll das Förderprogramm passgenau 

an den bestehenden Hilfestrukturen ausgerichtet werden. 

Wohnungslose Frauen sind in besonderem Maße von 

Gewalt betroff en. Zugleich gibt es einen Zusammenhang 

zwischen Gewalterfahrungen und Suchtmittelkonsum. 

Deshalb muss für die betroff enen Frauen geklärt werden, 

welche geschlechtsspezifi schen Besonderheiten im Rah-

men des Förderprogramms zu berücksichtigen sind.

Das Ministerium beabsichtigt, insgesamt zwei Millionen 

Euro pro Jahr zur Stärkung der Suchthilfeberatung von 

wohnungslosen Menschen zur Verfügung zu stellen. 

Das Förderprogramm soll Anfang 2020 starten und im 

Jahr 2023 auf seine Wirkung hin überprüft werden. 

Menschen, die eine Zeitlang obdachlos waren, ein erhöhtes 

Risiko auf, psychisch zu erkranken.

Umgekehrt betrachtet besteht bei der Gruppe der chronisch 

psychisch kranken Menschen die Gefahr von Verarmung 

und drohender Wohnungslosigkeit. Es fehlen bisher aber 

noch gut gesicherte Erkenntnisse darüber, wie viele Men-

schen mit einer psychischen Erkrankung von Wohnungs-

losigkeit betroff en bzw. davon bedroht sind, ihre Wohnung 

zu verlieren. Klinisch gesehen ist es eine alltägliche Erfah-

rung, dass Menschen stark konfl ikthafte Wohnverhältnisse 
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aufweisen. So kommt es häufi g zu Nachbarschaftsinitiativen 

oder Klageverfahren gegen sie, bisweilen auch zu Feuerwehr- 

und Polizeieinsätzen oder Ähnlichem.

Psychiatrische Versorgungssituation 
 verbessern

In einem ersten Schritt sind Erkenntnisse über (drohende) 

Wohnungslosigkeit im Kontext psychischer Erkrankungen 

bezogen auf Nordrhein-Westfalen darzustellen, Herausfor-

derungen in der Versorgung zu benennen und bei Bedarf 

spezifi sche Handlungsbedarfe zu identifi zieren.

Um gesicherte Erkenntnisse für Nordrhein-Westfalen zu ge-

winnen, ist eine klinisch-epidemiologische Bestandsaufnah-

me zum Problemfeld Wohnungslosigkeit bei ambulant und 

stationär behandelten Patienten mit psychischen Störungen 

geplant, die gemeinsam von den psychiatrischen Forschungs-

instituten von LVR und LWL durchgeführt wird. Diese Maß-

nahme zielt unter anderem auf die Zielgruppe unterge-

brachter Personen ohne privatrechtlichen Mietvertrag ab. 

Darüber hinaus ist ein Fachtag im November 2019 zum 

fachlichen Austausch geplant, bei dem auch Modelle guter 

Praxis vorgestellt werden. Dabei wird der Blick geweitet hin 

zu kommunalen Versorgungsmodellen, in deren Rahmen 

obdachlose psychisch kranke Menschen versorgt werden.

Bei den Sozialpsychiatrischen Diensten und über die kom-

munalen Psychiatriekoordinationen sollen Informationen 

zur Versorgungssituation der psychisch kranken Menschen 

mit (drohender) Wohnungslosigkeit und den damit zusam-

menhängenden Herausforderungen abgefragt werden. 

Außerdem sollen hierüber auch Modelle guter Praxis auf 

kommunaler Ebene identifi ziert werden, bei denen eine 

systemübergreifende, koordinierte und integrierte Be-

darfsermittlung und Hilfeplanung im Hinblick auf die Ziel-

gruppe erfolgt. Die Sammlung der Informationen erfolgt 

geschlechts diff erenziert, um die unterschiedlichen Bedarfe 

bemessen zu können.

Praxishilfe „Wohnungsnotfallhilfen vorausschauend 
planen und präventiv handeln“ 

Wohnungsverluste lassen sich zuverlässiger vermeiden 

und Wohnraum kann dauerhafter gesichert werden, wenn 

alle zuständigen Stellen eng und abgestimmt zusammen-

arbeiten. 

Um insbesondere Kommunen und freie Träger bei der Ver-

zahnung ihrer Angebote zu unterstützen, hat die „Gesell-

schaft für innovative Sozialforschung und Sozialplanung 

e.V. (GISS)“ im Auftrag des Ministeriums die Praxishilfe 

„Wohnungsnotfallhilfen vorausschauend planen und prä-

ventiv handeln“ erarbeitet. Mit dieser sollen öff entliche 

und freiverbandliche Träger unterstützt werden, präventiv 

ausgerichtete Konzepte ihrer Wohnungsnotfallhilfen zu 

entwickeln und umzusetzen. 

Im Hinblick auf die vier Handlungsfelder der Wohnungs-

notfallhilfen („Vorbeugung“, „Unterbringung und Notver-

sorgung“, „Dauerhafte Wohnungsversorgung“ und „Wohn-

begleitende Hilfen“) werden Praxisprobleme erörtert und 

mögliche Lösungen vorgestellt. Die Praxishilfe enthält 

eine Vielzahl transfergeeigneter Mustervereinbarungen 

und -dokumente sowie vielversprechende und nachah-

menswerte Beispiele guter Praxis. Zur Unterstützung der 

Jobcenter ist eine gesonderte „Handreichung Wohnungs-

notfallhilfen im SGB II“ bestimmt. 

Alle Publikationen können im Internet unter der Adresse 

www.mags.nrw/broschuerenservice bestellt oder herunter-

geladen werden.
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Aktionsprogramm „Hilfen in Wohnungsnotfällen“ 
Das Aktionsprogramm „Hilfen in Wohnungsnotfällen“ ist 

ein wichtiger Baustein der Sozialpolitik in Nordrhein-West-

falen. Für die Umsetzung innovativer Vorhaben stehen 

schon jetzt jährlich eine Million Euro zur Verfügung.

Zentrale Ziele des Aktionsprogramms sind die Förderung 

und Stärkung von Maßnahmen

● zur konsequenten Prävention drohender Wohnungs-

losigkeit,
● zur Reduzierung bereits bestehender Wohnungslosig-

keit durch schnelle Reintegration von Wohnungslosen 

in reguläre Mietverhältnisse und
● zum weiteren Ausbau bedarfsgerechter wohnbe-

gleitender Hilfen.

Prävention und die Bekämpfung von Wohnungslosigkeit 

stehen auf der Agenda des Aktionsprogramms ganz oben. 

Mit der Förderung von Modellprojekten werden Kommunen, 

Träger der freien Wohlfahrtspfl ege und private Träger dabei 

unterstützt, die Wohnungsnotfallhilfe in eigener Verantwor-

tung weiterzuentwickeln und sie zum integralen Bestandteil 

der kommunalen Wohnungs- und Sozialpolitik zu machen. 

Die Erfahrungen zeigen: Viele der „kleinen“ Modellprojekte 

können beachtliche Erfolge nachweisen. So akquirierten 

etwa zwei laufende Modellprojekte – „108 Häuser“ in 

Duisburg und „Viadukt“ in Köln – innerhalb kurzer Zeit 

über 180 Wohnungen zur Versorgung von wohnungslosen 

Menschen, und das abgeschlossene Projekt „Wohnraum-

vermittlung für Wohnungslose“ in Leverkusen fand in den 

vergangenen fünf Jahren 336 Wohnungen und vermittelte 

sie an wohnungslose Haushalte. 

Regelmäßiger Informationsaustausch in Form von Work-

shops und Fachveranstaltungen und die jährlich durch-

geführte integrierte Wohnungsnotfallberichterstattung 

unterstützen das Aktionsprogramm nachhaltig. 

Kältehilfe 
Weiterhin wird die Landesregierung als Akuthilfe jährlich 

rund 100.000 Euro für Kältehilfen für wohnungslose 

 Menschen zur Verfügung stellen. Die freien Träger der 

Wohnungslosenhilfe können damit beispielweise Schlaf-

säcke, Isomatten oder Decken beschaff en und diese an 

Menschen verteilen, die auf der Straße leben.
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Die nächsten Schritte, 
die weitere Umsetzung. 
In Kooperation zwischen dem Ministerium für Arbeit, 

 Gesundheit und Soziales und dem Ministerium für Heimat, 

Kommunales, Bau und Gleichstellung sollen unter anderem 

wirkungsvolle Strategien zur Versorgung wohnungsloser 

Frauen entwickelt werden. Dabei geht es auch um Frauen, 

die in Frauenhäusern Zufl ucht gesucht haben (siehe auch 

S. 7: „Zielvereinbarung über die Zukunftssicherung der 

Frauenhäuser in NRW“).

Gemeinsam mit dem Justizministerium soll eine Verbesse-

rung der Mitteilungsverfahren und -pfl ichten bei drohenden 

Wohnungsverlusten nach Haftantritt erreicht werden. 

Auch Maßnahmen zur Vermeidung von Wohnungslosig-

keit nach Entlassung aus längerer Haft sollen besprochen 

werden.

Gemeinsam mit dem Ministerium für Kinder, Familien, 

Flüchtlinge und Integration werden zielgruppenspezifi -

sche Maßnahmen für junge Erwachsene, obdachlose 

 Familien und Gefl üchtete mit Bleiberecht erarbeitet. 

Über die Maßnahmen der Landesinitiative wird 

 fortlaufend auf der Plattform 

www.mags.nrw/hilfe-bei-wohnungslosigkeit informiert.
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Regionaldirektion NRW

Je nach regionaler Besonderheit verfolgen die Jobcenter in NRW – zugelassene kommunale Träger 

(zkT) und gemeinsame Einrichtungen (gE) – verschiedene Ansätze, um Wohnungslose und von 

Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen adäquat anzusprechen und zu betreuen sowie um mit den 

erforderlichen Netzwerkpartnern zusammenzuarbeiten.

Der Bundesagentur ist es im Rahmen der Strategie 2025 

ein besonderes Anliegen, die Teilhabe am Arbeitsmarkt zu 

verbessern, insbesondere auch durch die (Weiter-)Entwick-

lung lebenslagenorientierter Integrationsansätze am Bei-

spiel wohnungsloser Menschen. Formuliert ist dies in der 

Broschüre „Leitgedanken der Strategie zur Reduzierung 

der Langzeitarbeitslosigkeit und der Hilfebedürftigkeit“.

● Mit dem Ausbau der Netzwerkarbeit sollen individuelle 

Wohnungsnotlagen vermieden werden, die einer Arbeits-

aufnahme entgegenstehen. Die kommunale Zuständig-

keit hinsichtlich der Sicherstellung des Wohnraums und 

der Kosten für die Unterkunft bleibt dabei unberührt.
● Die Herangehensweise der als gemeinsame Einrichtung 

geführten Jobcenter kann dabei sehr unterschiedlich 

sein und greift auch die Erprobung alternativer Bera-

tungsansätze wie z. B. die Beratung in Wohnungs-

loseneinrichtungen, insbesondere um Hürden abzu-

bauen, die das Aufsuchen einer „Behörde“ verhindern. 

Hier ist bspw. das JC Dortmund aktiv unterwegs.

Im Folgenden werden exemplarisch Ansätze der 

 nordrhein- westfälischen Jobcenter dargestellt:

Jobcenter Bottrop

● Übertragung der Sicherstellung des Wohnraums auf eine 

Fachstelle für Wohnungslose bzw. für von Wohnungs-

losigkeit bedrohte Menschen.

Anlage: Beispiele guter 
Praxis von Jobcentern in 
Nordrhein-Westfalen.

● Unterstützung erfolgt durch das JC durch die Kontakt-

aufnahme mit der Fachstelle bzw. mit anderen Netzwerk-

partnern; JC und Sozialamt arbeiten in Bottrop in 

einem Gebäude.

Jobcenter Dortmund 

● Eigenes Team für „Kunden ohne festen Wohnsitz“.
● Mobile Beratung durch ein zweiköpfi ges Team in drei 

Beratungsstellen (Diakonie-Beratungsstelle, Wohnungs-

loseninitiative „Gasthaus“ und Drogenberatungsstelle 

DROBS) an einem Tag in der Woche. 
● Hilfestellung erfolgt durch die Beratung mit Blick auf 

eine Arbeitsaufnahme bzw. eine Arbeitsgelegenheit, 

 Sicherstellung fi nanzieller Leistungen und Hilfestellung 

bei der Anmietung einer Wohnung.
● www.sgb2.info/DE/Ideen-Koepfe/Projektreportage/

Dortmund/mobile-beratung-jc-dortmund.html. 

Jobcenter Duisburg

● Erste Anlaufstelle für Wohnungslose ist ein Sonderteam, 

das gemeinsam mit der Diakonie in einer innenstadt-

nahen Geschäftsstelle für die Beratung und Sicher-

stellung des Lebensunterhalts zuständig ist.
● Von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen erhalten 

Hilfestellung durch eine Fachstelle für Wohnungsnot-

fälle der Stadt Duisburg (Übertragung der Abwicklung 

von Mietschulden etc.). 
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Jobcenter Essen 

Im Jobcenter werden wohnungslose Kunden leistungs-

rechtlich zentral betreut – in der Form, dass ein eigenes 

Leistungs-Team diese Kundengruppe betreut. Die woh-

nungslosen Kunden können hier ohne Termin ihre leis-

tungsrechtlichen Anliegen werktags zwischen 09:00 Uhr 

und 12:00 Uhr persönlich vorbringen.

Jobcenter Hamm 

Jugendliche und junge Erwachsene ohne festen 

 Wohnsitz

Seit 2014 – mit Fortschreibung in 2017 – gibt es in der Stadt 

Hamm ein Wohnungsnotfallhilfekonzept. Das Wohnungs-

notfallhilfekonzept verfolgt als oberstes Ziel den Erhalt von 

Wohnraum (z. B. durch Sicherstellung des Informations-

fl usses bei drohender Wohnungslosigkeit, Sicherstellung 

existenzsichernder Leistungen, Veranlassung und Koordi-

nierung weitergehender Hilfen, fi nanzielle Hilfen zur 

Wohnungs sicherung).

Die Kommunales Jobcenter Hamm AöR ist seit 2014 Koope-

rationspartner und integraler Bestandteil des Konzeptes. 

Die Zusammenarbeit erstreckt sich von strategischen 

Arbeitsabsprachen auf Leitungsebene, der Teilnahme an 

relevanten Arbeitskreisen bis hin zur engen Zusammen-

arbeit auf der operativen Ebene zwischen Mitarbeiter-

innen und Mitarbeitern.

Ziel ist dabei immer, durch die Sicherstellung der Wohn-

situation in einem ersten Schritt die Wege in Qualifi zierung, 

Ausbildung und Arbeit zu ermöglichen. Der Bereich der 

Jugendlichen und jungen Erwachsen ist dabei Arbeits-

schwerpunkt, um dauerhafte Wohnungslosigkeit zu ver-

hindern. Gemeinsam wird hier mit allen am Prozess Betei-

ligten ein 5-Phasen-Modell verfolgt:

1. Phase Wiederbeschaff ung und/oder Erhalt des 

 bestehenden Wohnraumes

2. Stabilisierung der Persönlichkeit (Erwerb von Alltags-

kompetenzen, Beratung bei psychosozialen Problem-

lagen)

3. (Wieder-)Herstellung von Ausbildungs-/Erwerbsfähig-

keit

4. Berufl iche Orientierung – ggf. Qualifi zierung

5. Vermittlung in Arbeit oder Ausbildung

 Jobcenter Köln

● Für bereits obdachlose Menschen erfolgt die Resoziali-

sierungsberatung durch die Stadt 
– inkl. Bearbeitung von Leistungsanträgen und 

 Besetzung von JC-Maßnahmen (in enger  Abstimmung 

mit dem JC)
● Unterstützung der von Wohnungslosigkeit bedrohten 

Menschen erfolgt durch Kontaktaufnahme der JC-MA 

mit Netzwerkpartnern und die Weitergabe der Kontakt-

adressen sowie die Sicherstellung von fi nanziellen 

Leistungen (Übernahme von Mietschulden in Höhe 

von bis zu zwei Monatsmieten etc.)

Jobcenter Münster

Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes für 

wohnungslose Männer werden von zwei Sachbearbeitern 

des Jobcenters Münster im Haus der Wohnungslosen ge-

währt. Diese Kollegen kennen die individuellen Problemla-

gen der Wohnungslosen und können diese bei der Leis-

tungsgewährung berücksichtigen. Wohnungslose Frauen 

erhalten die Leistungen zentral in einer Fachstelle im 

Stadthaus 2. Die Trennung von Männern und Frauen hat 

sich seit Jahren in Münster bewährt, insbesondere auch 

zum Schutz der wohnungslosen Frauen.

● Anträge auf die Übernahme von Mietrückständen von 

SGB-II-Leistungsberechtigten werden im Rahmen einer 

Dienstleistungsvereinbarung von der Fachstelle Wohn-

raumsicherung des Sozialamtes bearbeitet. Vorrangiges 

Ziel ist die Sicherung des Mietverhältnisses und Vermei-

dung von Wohnungslosigkeit. Diese Fachstelle hat gute 

Kontakte zu den Wohnungsgesellschaften, sodass sich 

diese Zuständigkeitsregelung, die bereits seit 2005 

 besteht, bewährt hat. Präventive Vermeidung von Woh-

nungslosigkeit ist vorrangiges Ziel, sodass Betroff ene 

möglichst frühzeitig über das Angebot der Mietschulden-

übernahme informiert werden. Bei eingewiesenen Haus-

halten (öff entlich-rechtliche Inanspruchnahme von Wohn-

raum) erhalten die Betroff enen eine sozialpädagogische 

Begleitung mit dem Ziel, die Haushalte bis hin zu einem 

regulären Mietverhältnis zu begleiten.
● Zudem informiert und unterstützt das Jobcenter die 

örtlichen Akteure, die Wohnungslose betreuen, zu The-

men wie z. B. die Sicherstellung des Lebensunterhaltes 

oder den Krankenversicherungsschutz.
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Jobcenter Neuss

Es existieren unterschiedliche Regelungen in der Stadt 

Neuss und den anderen kreisangehörigen Städten und 

Gemeinden: 

● Neuss = Übertragung der Sicherstellung des Wohnraums 

auf die Fachstelle für Wohnen. Die dort ansässige 

Schuldnerberatungsstelle und der enge Kontakt zu 

 Vermietern helfen, den Wohnraum zu sichern.
● Kreisangehörige Städte und Gemeinden = die Unter-

stützung zur Sicherstellung des Wohnraums erfolgt im 

Rahmen des „Regelgeschäfts“ des JC; die Beratung in 

Krisensituationen erfolgt durch die Berater aus dem 

Bereich Leistungsbearbeitung.

Jobcenter Wuppertal 

Die Beratung im kommunalen Jobcenter Wuppertal folgt 

einem ganzheitlichen Ansatz. 

Deshalb sind alle lebensweltlichen Themen potenzielle 

Themen der Beratung. 

Die Bedeutung des Themas Wohnen lässt sich allein daran 

ablesen, dass es in den Beratungen im Jobcenter so häufi g 

thematisiert wird. Die sehr begrenzte fi nanzielle Situation 

der Kundinnen und Kunden im SGB-II-Bezug und die stei-

genden Mietpreise in vielen Großstädten rücken die Angst 

vor Wohnungslosigkeit in die Mitte der Gesellschaft. 

Neben den Beratungs- und Unterstützungsangeboten für 

Menschen, die bereits wohnungslos sind, werden verstärkt 

Angebote für solche Menschen benötigt, die von Wohnungs-

losigkeit bedroht sind; die Anzahl dieser Menschen steigt. 

Besonders prekär ist die Situation für Alleinstehende. 

Weil alle tragfähigen Planungen zur berufl ichen Integration 

auf einer verlässlich geklärten Wohnsituation aufbauen, 

engagiert sich das Jobcenter Wuppertal aktiv in unterschied-

lichen Netzwerken und Arbeitsgruppen (kommunal und 

darüber hinaus), die das Thema „Wohnen“ fokussieren. 

Konkrete Aktivitäten in Arbeitsgruppen / Netzwerken 
● Kommunale AG: „Bestandsaufnahme und Weiterent-

wicklung der Angebote für Wohnungslose und von 

Wohnungslosigkeit Bedrohte“. 

Ziel: Angebote erheben, um im zweiten Schritt gemein-

sam mit allen Partnern (Stadt, freie Träger, Wohnungs-

wirtschaft) an Strukturen zu arbeiten, die insbesondere 

die steigende Zahl der von Wohnungs losigkeit Bedrohten 

mit Angeboten versorgt. 
● „Arbeitskreis Psychosoziales und Behinderung“: fokus-

siert die Personengruppen, die bei der Suche nach Wohn-

raum besonders benachteiligt sind, d. h. Obdachlose, 

Menschen mit Behinderung, Suchtkranke und psychisch 

kranke Menschen. 
● Gesundheitskonferenz, die u. a. das Thema der angemes-

senen Gesundheitsversorgung Wohnungsloser/Obdach-

loser fokussiert, die häufi g schwer erkrankt sind und an 

Systemhürden und Zuständigkeiten scheitern. Häufi g 

erreicht diese Menschen nur das Medimobil, das jedoch 

nur begrenzte Möglichkeiten bieten kann. 

Zielgruppenorientierte Strukturen 
● Besonderes, zentrales Beratungsangebot für 

 obdach lose Menschen in einer Geschäftsstelle. 
● Die Geschäftsstelle liegt nahe bei der zentralen 

 Beratungsstelle der Diakonie für Wohnungslose; 

u. a. wird dort die Meldeanschrift/Erreichbarkeits-

adresse  angeboten. 
● Verbindliche Kooperationsvereinbarung mit dem 

 städtischen Ressort Wohnen, um Wohnungslosigkeit 

zu verhindern. 
● Aufsuchendes Beratungsangebot in der JVA für Inhaf-

tierte, deren Haftentlassung ansteht. Mittellosigkeit und 

Wohnungslosigkeit werden auf diesem Weg vermieden. 
● Für Zielgruppen, die besonders häufi g von Wohnungs-

losigkeit betroff en sind (psychisch Kranke, Suchtkranke, 

überschuldete Menschen), ist die Beratung zum Thema 

Wohnen / Sicherung des Wohnraums Bestandteil der 

zielgruppenspezifi schen Angebote zur Beschäftigungs-

förderung.
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Notizen.
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